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Fluchtgründe

Innenministerin Nancy Faeser lobte 
bei ihrem Staatsbesuch Ende Novem-
ber die Zusammenarbeit deutscher und 
türkischer Sicherheitsbehörden bei der 
Bekämpfung der „organisierten Kriminali-
tät“ und der „illegalen Migration“ und bat 
lediglich um „Verhältnismäßigkeit“ der tür-
kischen Luftangriffe.

Seit dem EU-Türkei-Deal zielt die euro-
päische Migrationspolitik darauf ab, so 
viele Menschen wie irgend möglich in 
die Türkei zurückzuschicken. Nachdem 
der Deal im März 2020 platzte, passiert 
dies vor allem mithilfe völkerrechtswidri-
ger Pushbacks durch die griechische Küs-
tenwache. Schaffen es Schutzsuchende 
dennoch, in Griechenland registriert zu 
werden, haben sie aber auch auf dem 
Rechtsweg kaum Chancen auf Asyl in der 
EU, denn für Menschen aus Syrien, Afgha-

nistan, Pakistan, Bangladesch und Soma-
lia gilt die Türkei seit 2021 per Dekret als 
sicherer Drittstaat.

Wie ist die Lage in der 
Türkei wirklich?

Laut Regierungsangaben leben circa vier 
Millionen Geflüchtete in der Türkei. Die 
Steuerung von Migration diente der türki-
schen Regierung schon seit Jahren als poli-
tisches Instrument zur Bevölkerungskon-
trolle, beispielsweise durch die gezielte 
Ansiedlung arabischer Geflüchteter auf 
kurdischem Gebiet im Südosten des 
Landes. Die Türkei hat die Genfer Flücht-
lingskonvention zwar unterzeichnet, aber 
nur unter dem Vorbehalt, dass ein Asyl-
status nur für Europäer:innen gelte und 
alle anderen Menschen systematisch aus-

Europas Türsteher und die Taliban

Wie sich die Türkei unliebsamer 
Flüchtlinge entledigt

Valeria Hänsel

Während die Türkei die 
kurdischen Regionen im 
Irak und Nordostsyrien 
[selbst noch in den Tagen 
nach dem Erdbeben im 
Februar; Anm. d. Red.] 
aus der Luft angreift und 
immer mehr Menschen 
zur Flucht zwingt, gilt 
das Nato-Mitglied der EU 
immer noch als sicherer 
Drittstaat für Geflüchtete. 
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schließe. Dennoch wurden zu Beginn 
des Krieges im Nachbarland Millionen 
Syrer:innen aus strategischen Gründen 
mit offenen Armen empfangen. In diesem 
Zuge wurde ein temporärer Schutzstatus 
für Syrer:innen und für Fliehende anderer 
Nationalitäten ein bedingter internatio-
naler Schutzstatus geschaffen. Um diesen 
Status zu erhalten müssen sich Geflüch-
tete lediglich bei einem türkischen Migra-
tionsbüro registrieren – soweit die The-
orie.

Die Praxis ist eine andere. Seitdem 
das Flüchtlingshilfswerk UNHCR 2018 
die Verfahren in die Hände des türki-
schen Migrationsministeriums gelegt hat, 
ist es für Geflüchtete nur noch in Aus-
nahmefällen möglich, einen Schutzsta-
tus zu erhalten. Und im Vorfeld der im 
Juni 2023 anstehenden Wahlen verschärft 
sich die rassistische Stimmung weiter: 
Fast alle Parteien versprechen die sofor-
tige Abschiebung aller Migrant:innen. Die 
Registrierungsbüros für internationalen 
und temporären Schutz wurden in den 
meisten Städten geschlossen. Nur in den 
allerwenigsten Einzelfällen schaffen es 
Anwält:innen, Geflüchteten zur Registrie-
rung zu verhelfen, zum Beispiel wenn sie 
schon erfolgreich Verfahren vor Gericht 
gegen ihre Abschiebe- oder Haftanord-
nung gewonnen haben. Nach der Regist-
rierung wird den Migrant:innen eine belie-
bige Stadt zugewiesen, in der sie sich auf-
halten müssen, ohne dass sie dort Chan-
cen auf ein Auskommen hätten. Auch 
bereits erteilte Aufenthaltserlaubnisse 
werden häufig nicht verlängert. Die meis-
ten der Geflüchteten leben deshalb undo-
kumentiert und ohne Zugang zu grund-
legenden Unterstützungsstrukturen in 
Großstädten wie Istanbul oder Izmir und 
sind ständig von Festnahme und Abschie-
bung bedroht.

So tödlich wie durchlässig: 
Die iranisch-türkische Grenze

Gleichzeitig baut die Türkei den Schutz 
ihrer Grenzen zu den nicht-europäi-
schen Nachbarländern sukzessive aus. Im 
November 2022 verkündete das Migrati-
onsministerium stolz: „2,7 Millionen irre-
guläre Migranten wurden daran gehindert, 
unser Land zu betreten. Unter der Koor-
dination des Innenministeriums wird der 
Kampf gegen irreguläre Migration vom 

Direktorat für Migra-
tionsmanagement, der 
Generaldirektion für 
Sicherheit, dem Gene-
ralkommando der Gen-
darmerie und der Kom-
mandantur der Küsten-
wache pausenlos durch-
gesetzt.“

Besonders drastisch 
zeigen sich die Auswir-
kungen der Abschot-
tung an der irani-
schen Grenze. Über 
diese Grenze führt 
eine der Hauptflucht-
routen aus Afghanistan 
und auch immer mehr 
Iraner:innen versuchen, 
der brutalen Verfol-
gung durch das Regime 
über diese Grenze zu 
entkommen. Nachdem 
die Türkei zunächst an 
der syrischen Grenze 
auf fast 900 Kilome-
tern eine hochaufge-
rüstete Grenzanlage 
mit modernen Über-
wachungstechnolo-
gien, Drohnen, gepan-
zerten Fahrzeugen und 
sogar Selbstschussanla-
gen errichtete, wurde 
das Projekt auch auf 
die Grenze zum Iran 
ausgeweitet. Die drei 
Meter hohe Grenzan-
lage in der Region Van 
ist immer noch im Bau 
– finanziert mit 108 Mil-
lionen Euro der Euro-
päischen Union. Inzwi-
schen ist sie 297 Kilo-
meter lang und glei-
chermaßen tödlich wie 
durchlässig.

Ebenso wie an der syri-
schen Grenze werden 
hier immer wieder 
Menschen von tür-
kischen Grenzschüt-
zern erschossen oder 
schwer verletzt. Handy-
Videos dokumentieren 
einen Fall vom August 
2022: Eine Grenz-

Im Bau: Die hunderte 
Kilometer lange Grenz-
anlage zwischen der 
Türkei und dem Iran.

Bild links: das Registrierungszentrum für 
Geflüchtete in Van, rechts der Eingang zur 
Polizeistation. 
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schutzeinheit tötete einen sechsjährigen 
afghanischen Jungen mit drei Schüssen 
und verletzte zehn weitere Menschen. 
Dank der Beweise stehen nun immerhin 
vier Grenzschutzbeamte vor Gericht. Ob 
sie verurteilt werden, ist unklar. Gleich-
zeitig gelingt es immer wieder, die Grenze 
mit Leitern zu überqueren oder sie durch 
Tunnel zu unterqueren. Dank der Betei-
ligung des militärischen Grenzschutzes 
an den Profiten der Schleusernetzwerke 
sind so bereits tausende Menschen in die 
Türkei gelangt.

Die primäre Fluchtroute führt über die 
grenznahe Stadt Van. Hier befindet sich 
auch das Migrationsbüro, das für die 
Registrierung von Geflüchteten zustän-
dig ist und bildlich veranschaulicht, wie 
diese verunmöglicht wird. Das Büro ist 
direkt neben der Polizeistation gelegen. 
Anwält:innen berichten, dass Geflüch-
tete, die sich im Büro registrieren wollen, 
häufig direkt „nach nebenan“ geschickt 
werden. Dort werden sie augenblick-
lich festgenommen und ins Abschiebege-
fängnis gebracht. Echte Chancen auf eine 
Registrierung haben die Menschen nur, 
wenn sie anwaltlich begleitet werden. 
Doch immer wieder gibt es Berichte, wie 
Klient:innen im Migrationsbüro bedroht 
und unter Druck gesetzt werden, ihr 
Anwaltsverhältnis aufzugeben.

Rechtlos im 
Abschiebegefängnis

Wer festgenommen wird, landet meist 
in einer der berüchtigten Abschiebeein-
richtungen. Ende 2021 erklärte das tür-
kische Directorate General of Migration 
Management (DGMM), dass in der Türkei 
zurzeit 25 sogenannte removal centre 
mit einer Kapazität von 15.908 Personen 
in Betrieb seien. Hinzu kommen ähnli-
che Einrichtungen unter anderen Namen 
und informelle Orte wie alte Fabrikhal-
len oder Zeltlager. Selbst in den remo-
val centres, die von Anwält:innen besucht 
werden können, sind die Zustände kata-
strophal. Immer wieder berichten Men-
schenrechtsorganisationen von Folter und 
Einsperrung in überbelegten Zellen ohne 
Hofgang. Unter der Androhung von 12 
Monaten Haft ohne irgendeine Schutz-
garantie unterschreiben viele lieber eine 
Verpflichtung zur „freiwilligen Rückkehr“. 
Oder sie werden einfach gezwungen zu 
unterschreiben.

Entlang der syrischen Grenze, aber auch 
in Städten wie Adana, operieren zudem 
sogenannte „Geçici Barinma Merkezi“ 
– temporäre Unterbringungs-Zentren 
– mit einer Kapazität von etwa 20.000 
Plätzen. Diese EU-finanzierten Lager 
sind geschlossene Zentren, in denen 
laut offiziellen Angaben geprüft wird, ob 
Syrer:innen ein Anrecht auf temporä-
ren Schutz haben. Anwält:innen weisen 
aber darauf hin, dass diese Zentren de 
facto rechtliche ‚black holes‘ sind – so gibt 
es beispielsweise keine formale Haftan-

ordnung, keine Begrenzung der maxima-
len Haftdauer und kaum Wissen über die 
Zustände im Inneren. Regelmäßig werden 
große Gruppen einfach in die syrische 
Flüchtlingszone Idlib abgeschoben. Hinzu 
kommt die Befürchtung, dass die Zentren 
auch dazu dienen sollen, syrische Geflüch-
tete mittelfristig in den kurdischen Gebie-
ten Nordsyriens anzusiedeln, die von der 
Türkei als „Sicherheitszone“ deklariert 
wurden.

Kooperation mit 
dem Taliban-Regime

Wer nicht „freiwillig“ zurückkehrt, wird 
mit großer Wahrscheinlichkeit abge-
schoben. Dabei schreckt die türkische 
Regierung auch nicht vor systematischen 
Abschiebungen nach Afghanistan zurück. 
Wiederum verkündet das Migrationsmi-
nisterium: „Seit 2016 konnten 427.083 
irreguläre Migranten abgeschoben 
werden. Seit Jahresbeginn 2022 sind es 
101.574 irreguläre Migranten aller Natio-
nalitäten.“

Der Generaldirektor für die Bekämpfung 
irregulärer Migration und Abschiebungs-
angelegenheiten, Ramazan Seçilmen, 
erklärte im Dezember 2022, dass dieses 
Jahr 61.617 Menschen nach Afghanis-
tan abgeschoben worden seien. Um dies 
umzusetzen hat die Türkei diplomatische 
Beziehungen zu den Taliban aufgebaut. 
Sowohl in Istanbul als auch in Izmir und 
Van kursieren Berichte, dass sogenannte 
„afghanische Diplomaten“ die Abschie-
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Das removal centre Kurubaş bei Van. Links befindet sich der Block für Männer, rechts für Frauen und Kinder.
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„Sie hatten keine Chance“
Der Versuch der Zwangsabschiebung nach 
Afghanistan zu entkommen, führte eine Familie 
in den nassen Tod.

Am 26. Februar zerbrach ein Holzschiff mit wohl über 200 
Geflüchteten an Bord in Untiefen vor der Küste Kalabriens. Nur 80 
Personen überlebten. Alauddin Mohibzadas Tante und drei ihrer 
Kinder sind ertrunken. Im Gespräch mit PRO ASYL berichtet er.

Was hat dein Onkel dir berichtet?

Mein Onkel hat mir erzählt, dass das Wasser flacher geworden ist und das Boot 
bei hohem Wellengang aufgelaufen ist. …Es hat ein Leck gegeben, durch das 
Wasser ins Boot gelaufen ist. Mein Onkel meint, dass das Boot dann innerhalb 
weniger Sekunden auseinandergebrochen ist. Selbst wenn sie Schwimmwes-
ten gehabt hätten, hätten sie die nicht mehr anziehen können. Sie hatten keine 
Chance. Er und sein Sohn Mustafa haben es irgendwie geschafft, sich an einem 
Stück Holz festzuklammern. Er hat noch gesehen, wie seine Frau Munika unter 
Wasser gezogen wurde. Es ist einfach ein Albtraum.

Wie habt ihr erfahren, dass deine Tante und ihre drei jüngsten Kinder 
ertrunken sind?

Die italienischen Behörden haben uns Fotos von den Ertrunkenen gezeigt. Mein 
Onkel stand so unter Schock, dass er bei jedem Bild einer toten Frau und bei 
jedem Bild eines toten Kindes geglaubt hat, dass das seine Frau und seine Kinder 
sind. Ich habe ihm immer gesagt, nein, das sind sie nicht. Erst später waren dann 
auf den Bildern meine tote Tante Munika und meine beiden Cousinen Marwa 
und Hadija zu sehen. Sie sind zwölf und acht Jahre alt geworden. Die Leiche 
von meinem kleinen Cousin Tajib haben sie bis heute nicht gefunden, er war 
erst fünf.

Viele fragen sich, warum Menschen überhaupt so eine gefährliche Reise 
auf sich nehmen.

Meiner Tante und meinem Onkel war klar, dass die Fahrt gefährlich ist und dass 
es um Leben und Tod geht. Aber sie hatten keine andere Wahl. Sie mussten 
schon vor einigen Jahren aus Afghanistan fliehen, weil mein Onkel dort verfolgt 
wird und nirgends sicher ist. Die letzten Jahre haben sie in der Türkei gelebt. 
Da hatten sie aber keine Aufenthaltserlaubnis, sie waren illegal dort, ihnen hat 
die Abschiebung nach Afghanistan gedroht. Sogar jetzt, wo die Taliban in Afgha-
nistan an der Macht sind, schiebt die Türkei massenhaft Menschen nach Afgha-
nistan ab. Sie haben deshalb schwarz in einer Textilfabrik für einen Hungerlohn 
gearbeitet, um irgendwie über die Runden zu kommen. Nebenbei haben sie 
Geld gespart für die Weiterflucht nach Europa.

Das vollständige Interview ist online auf der Seite von Pro Asyl: 
https://www.proasyl.de/news/sie-hatten-keine-chance/ 

begefängnisse besuchen und auswählen, 
welche Personen sie zurückzunehmen 
möchten. Solidaritätsnetzwerke berich-
ten, dass im removal centre Harmandalı 
Taliban online bei Prüfungen internationa-
len Schutzes hinzugeschaltet wurden. Was 
mit Afghan:innen nach ihrer Abschiebung 
passiert, ist weitgehend unbekannt.

Grenzregime ohne Ende
In der Türkei zeigt sich die Absurdität 
und Doppelgesichtigkeit der deutschen 
Außen- und Migrationspolitik. Als am 17. 
Oktober 2022 das Auswärtige Amt und 
Innenministerium offiziell die Einführung 
eines neuen Bundesaufnahmeprogramms 
für Afghanistan verkündeten, erklärte 
Nancy Faeser:  „Wir handeln und erfül-
len unsere humanitäre Verantwortung. 
Im EU-Vergleich haben wir mit Abstand 
die meisten Aufnahmen von ehemali-
gen Ortskräften und weiteren besonders 
gefährdeten Afghaninnen und Afghanen 
in Deutschland ermöglicht. Diese Verant-
wortung übernehmen wir auch weiter-
hin.“

Die konkrete Arbeit wälzt die Bundes-
regierung jedoch auf zivilgesellschaftliche 
Organisationen ab. Sie werden mit Anfra-
gen überhäuft, da den Betroffenen selbst 
kein Zugang zum entsprechenden Online-
Portal gewährt wird. Derweil ist weiter 
unklar, wie die Evakuierung von Men-
schen aus Afghanistan eigentlich ablaufen 
soll. Klar ist nur: Das Programm gilt nicht 
für Personen, die sich bereits vor den Tali-
ban in Drittstaaten wie die Türkei geret-
tet haben. Denn dort unterstützt die Bun-
desregierung die rigorose Abschiebepra-
xis ohne echte Prüfung von Asylansprü-
chen. Die „besonders gefährdeten Afgha-
nen und Afghaninnen“, von denen Faeser 
sprach, sitzen in EU-finanzierten removal 
centres in Haft und warten darauf, an die 
Taliban ausgeliefert zu werden. Versuchen 
sie nach ihrer Abschiebung erneut zu flie-
hen, müssen sie zunächst die von der EU 
und Deutschland mitfinanzierten Grenz-
anlagen überwinden. Und sollten sie es 
trotz allem auf das Territorium der EU 
schaffen, droht ihnen die Abschiebung in 
den „sicheren Drittstaat“ Türkei, wo das 
perverse Spiel von neuem losgeht.

Valeria Hänsel ist Migrationsforscherin und Referen-
tin bei der Organisation medico international e.V. 
www.medico.de 
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